Geſetz- Sammlung 
für die . 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(r. 6788.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Ausführung einer Eiſenbahn 


von Leipzig nach Zeitz. Vom 30. Juli 1867. 


N sten im $. 13. des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen 
und Seiner Majeſtät dem Könige von Sachſen am 21. Oktober 1866. ab⸗ 
eſchloſſenen Friedensvertrages die Zulaſſung einer von Leipzig nach Zeitz zu 
ührenden Eiſenbahn ſicher geſtellt und die Regelung der Einzelbeſtimmungen zur 
Mis führung dieſes Unternehmens einem beſonders abzuschließenden Staatsvertrage 
orbehalten worden iſt, fo find zum Zwecke dieſes Vertragsabſchluſſes zu Be⸗ 
vollmächtigten ernannt: 


f Seitens Seiner Majeſtät des Königs von Preußen: 
Allerhöchſtihr Geheimer Ober-Regierungsrath Ludwig Auguſt Wil- 
helm Heiſe, 
Allerhöchſtihr Wirklicher Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
ordan; 


Seitens Seiner Majeftät des Königs von Sachſen: 


Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Mi⸗ 
niſter am Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimer Legationsrat 


Hans v. Könneritz, 


welche, nach Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
en 5 unter Vorbehalt der Ratifikation, über folgende Punkte übereingekom⸗ 
men ſind. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung ver⸗ 
lichten ſich gegenfeitig, die Herſtellung einer Eiſenbahn zu geſtatten und zu 
ördern, welche unmittelbar von Leipzig ausgehen, dort im direkten Schienen⸗ 
schluß mit der Thüringiſchen reſp. Berlin⸗Anhaltiſchen Bahn, reſp. deren 
Jgang 1867. (Nr. 6788) 181 Bahn⸗ 


üsgegeben zu Berlin den 31. Auguſt 1867, 
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Bahnhöfen ſtehen, geeigneten Falles unter ſtreckenweiſer Mitbenutzung einer 
beiden genannten Bahnen, in thunlichſt direkter Richtung über Pegau nach Zei 
geführt werden und bei letzterer Stadt in die Weißenfels - Geraer Bahn ein 
münden wird. . 

Artikel 2. N | 


Die Königlich Sächſiſche Regierung wird derjenigen Geſellſchaft, welche 
für den im Preußiſchen Gebiete belegenen Theil dieſer Bahn die Konzeſſion er⸗ 
halten wird, dieſe letztere auch für die auf Sächſiſchem Gebiete gelegene Strecke 
unter gleich günſtigen Bedingungen ertheilen, wie ſolche in neuerer Zeit den in 
den ind konzeſſtonirten Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften überhaupt geſtellt wor⸗ 

en ſind. 


Artikel 3. 


Die Geſellſchaft hat ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung n 
Preußen zu nehmen, beziehungsweiſe zu behalten, und in Bezug auf alle 9 % 


nahmen und Feſtſetzungen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolche und . 


die Beaufſichtigung und Verwaltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffe 
lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung zu reſſortiren. 


Artikel 4. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes Staats⸗ 
gebietes bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. Jedoch find die techniſchen 
Vorarbeiten zur Feſtſtellung der Bahnlinie und zur Ausführung der Bahn, der 
Bahnhofsanlagen und der Betriebseinrichtungen zunächſt der Königlich Preußiſchen 
Regierung vorzulegen, welche dieſelben nach erfolgter Prüfung der Königlich 
Sächſiſchen Regierung, Behufs der von ihr zu ertheilenden Zuſtimmung bezügli 
der in ihr Gebiet fallenden Strecke, mittheilen und die erfolgte beiderſeitige © 
nehmigung der Geſellſchaft ee wird. 4 

Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitel, 
follen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarie 
näher beſtimmt werden. 

Artikel 5. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird bei Ertheilung der Konzeſſio 
das Expropriationsgeſetz vom 3. Juli 1835. und die ſpäteren geſetzlichen 
ſtimmungen, durch welche daſſelbe abgeändert worden iſt, ſammt den betreffenden 
Ausführungsverordnungen für die Sächſiſche Strecke der Bahn mittelſt beſonderer 
Verordnung in Wirkſamkeit ſetzen. Die Geſellſchaft hat darnach in Beziehung 
auf die zwangsweiſe Erwerbung des Grundes und Bodens, ſowie die ſonſt mit 
der Bauführung zuſammenhängenden Verhältniſſe, die nämlichen Befugniſſe und 
Obliegenheiten, wie andere Eiſenbahngeſellſchaften im Königreiche Sachſen. 


Artikel 6. 1 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnfünge 
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e für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und zur Ausführung des 
zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 


Artikel 7. 


S Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig vier Fuß acht und einen hal⸗ 
ben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 


Artikel 8. 


Die von der Königlich Preußiſchen Regierung geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Reviſion auch in dem Gebiete der Königlich Sächſiſchen 
Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 9. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. Die auf letzterer zu errichtenden 
Hoheitszeichen ſollen daher die Königlich Sächſiſchen fein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb ſollen, ſofern ſie im Königlich Sächſiſchen Gebiete ausgeübt 
ſind, von den betreffenden Königlich Sächſiſchen Behörden unterſucht und nach 
den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß 
der Eiſenbahnanlage auf Königlich Sächſiſchem Gebiete oder des Betriebes der⸗ 
jelben gegen fie erhoben werden möchten, ſich der Königlich Sächſiſchen Gerichts⸗ 
harkeit und den Königlich Sächſiſchen Geſetzen zu unterwerfen. 


Artikel 10. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des 
Verkehrs zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der Ihr über 
die betreffende Bahnſtrecke nach dieſem Vertrage zustehenden Nufſichts⸗ und 
Hoheitsrechte einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die Be⸗ 
ziehungen ſeiner Regierung zu der Eiſenbahnverwaltun in allen Fällen zu ver⸗ 
treten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kom⸗ 
petenten Behörden geeignet find. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei An⸗ 
gelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem Kommiſſar reſſortiren, 
an dieſen zu wenden. 

Artikel 11. 


Die Förmlichkeiten wegen der Paßreviſion und überhaupt der Fremden⸗ 
polizei ſollen in der in jedem der kontrahirenden Staaten zuläffigen günſtigſten 
Wieiſe regulirt werden. ö 

5 Artikel 12. 5 
a Die Bahnpolizei foll für das geſammte Bahnunternehmen in Gemäßheit 
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Artikel 13. 
Die Anſtellung nicht nur der Bahnpolizeibeamten, ſondern auch aller 


übrigen Betriebsbeamten ſteht der Eiſenbahngeſellſchaft zu. Die in den ver⸗ 


ſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Aufſichts⸗ und Betriebsbeamten find auf 
Präſentation der 8 

Staats in Pflicht zu nehmen. Unterthanen der einen Regierung, welche beim 
Betriebe in dem Gebiete der anderen Regierung angeftellt werden, ſcheiden da 
durch nicht aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes. Die Bahn 
verwaltung hat bei Anſtellung der den unteren Kategorien des Bahnperſonals 
angehörigen Beamten, welche innerhalb des betreffenden Staatsgebietes ihren 
feſten Wohnſitz haben ſollen, Angehörige des bezüglichen Gebietes, bei geböriper 
Befähigung, auf ihre Bewerbung vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Die Betriebe 
beamten ſind, ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung, rückſichtlich der Disziplin 
der kompetenten Aufſichtsbehörde, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden 
des Staats, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. a 5 


Artikel 14. 


Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus 
chließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. Es ſoll jedoch ſowohl ir 
erſonen⸗ als im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen wede 
hinſichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied 
gemacht werden. Die für das Unternehmen feſtzuſtellenden Fahrpläne und Tarife 
ſowie beahſichtigte ſpätere Abänderungen derſelben werden, wenn irgend thunlich 
vor deren Einführung Königlich Preußiſcher Seits dem nach Artikel 10. Seit 
der Königlich Sächſiſchen Regierung zu beſtellenden Kommiſſarius mitgetheilt 
und die von demſelben in Beziehung darauf etwa kund gegebenen, mit den 
Geſammtintereſſen des Unternehmens zu vereinigenden Wünſche werden thunlichſt 
berückſichtigt werden. f 


Artikel 15. 


Bezüglich der Beſteuerung des in Rede ſtehenden Eiſenbahn⸗Anternehmens 
und ſeines Betriebes iſt zwiſchen den kontrahirenden Regierungen Folgendes 
vereinbart worden: \ 


1) Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dieſem Eiſenbahn⸗Anter 
nehmen und deſſen Betriebe keine andere 89 5 als die nach 


Geſetzen vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 185 
Abgabe erheben laſſen. 


2) Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Preußiſche Sifnbußnabge 
fü 


eingeführte Eiſenbahn. 


ahnverwaltung bei den kompetenten Behörden des betreffenden ö 
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| für die ganze Bahnſtrecke von Leipzig bis Zeitz oe feſtſtellen und 
erheben, und von dieſer Abgabe an die Königlich Sächſiſche Regierung, 
als Aequivalent für die im Königreich Sachſen beſtehende Grund⸗ und 


Gewerbeſteuer, unter Mittheilung des Repartitionsplanes denjenigen Theil. 


abführen, welcher ſich nach dem Verhältniſſe berechnet, in welchem die 

Länge der auf Königlich Sächſiſchem Staatsgebiete liegenden Eiſenbahn⸗ 

ſtrecke zu der Geſammtlänge dieſes ganzen Eiſenbahn⸗Unternehmens ſteht. 

Eine weitere Beiziehung des Unternehmens im Königreich Sachſen 

zu den daſelbſt beſtehenden direkten Staatsſteuern findet nicht ſtatt, und 
ebenſo wenig wird daſſelbe dort einer Konzeſſionsabgabe unterworfen. 


3) In dieſen Verhältniſſen ſoll in dem im Artikel 16. vorgeſehenen 
Falle, daß das Eigenthum an der im Königlich Sächſiſchen Gebiete be⸗ 


legenen Bahnſtrecke oder der Betrieb darauf an die Königlich Preußiſche 


Regierung übergehen ſollte, keine Aenderung eintreten. 


Artikel 16. 


Four den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die in ihrem Ge⸗ 
biete belegene Strecke der Leipzig⸗Zeitzer Eiſenbahn ankaufen würde, gewährt die 
Königlich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht 

des Ankaufs auch der Sächſiſchen Strecke nach Maaßgabe des Königlich Preu⸗ 

iſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Anternehmungen vom 3. November 1838., 
hehält ſich jedoch die Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet fallenden 
Bahnſtrecke zu jeder Zeit, nachdem dieſelbe von der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
zung angekauft iſt, nach einer mindeſtens Ein Jahr vorher gemachten Ankün⸗ 
digung unter denſelben Bedingungen an ſich zu ziehen, unter welchen die Königlich 
Nreußiſche Regierung daſſelbe erworben hat, ſelbſtverſtändlich unter Vergütung 
der von letzterer Regierung inzwiſchen ausgeführten Meliorationen, wie auch nach 
Alzug des zu ermittelnden Betrages etwaiger Deteriorationen. Aber auch in 
dieſem Falle foll die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf der ge— 
g ſammten Bahn der Königlich Preußiſchen Regierung gegen Ablieferung der auf 
die Sächſiſche Strecke entfallenden Betriebsüberſchüſſe, nach den überall in Kraft 
bleibenden Beſtimmungen dieſes Vertrages, verbleiben. 


Artikel 17. 


Der Poſtbetrieb auf der Bahnſtrecke zwiſchen Leipzig und Zeitz wird bis 
und von Leipzig durch die Königlich Preußiſche Poſtverwaltung beſorgt, wobei 
die allgemeinen Beſtimmungen der gegenwärtig zwiſchen Preußen und Sachſen 
beſtehenden, reſp. ſpäter in deren Stelle tretenden Poſtverträge maaßgebend ſein 
werden. Die Königlich Sächſiſche Poſtverwaltung leiſtet zu Gunſten der König⸗ 
lich Preußiſchen Poſtverwaltung für die oben erwähnte Bahnſtrecke auf die Aus⸗ 
übung derjenigen Vorrechte und Befugniſſe Verzicht, welche derſelben den kon⸗ 
N ſtonirten Eiſenbahngeſellſchaften gegenüber geſetzlich zuftehen, dergeſtalt, daß es 
der Königlich Preußiſchen Regierung übeilaffen bleibt, das Verhältniß der Poſt 
x 55 Eiſenbahngeſellſchaft hinſichtlich jener Bahnſtrecke nach eigenem Ermeſſen zu 
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ordnen, auch die Eiſenbahngeſellſchaft von der Königlich Sächſiſchen Regierun 
zu keiner weiteren Vergütung oder Verſteuerung im poſtaliſchen Intereſſe 
Anſpruch zu nehmen iſt. : a 

Artikel 18. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt die Benutzung der Eiſenbah 
zwiſchen Zeitz und Leipzig zur Anlegung und zum Betriebe einer Telegraphen 
linie vorbehalten. i 5 

Artikel 19. 


Rückſichtlich der Benutzung der im Artikel 1. bezeichneten Eiſenbahn zu 
Zwecken der Militairverwaltung iſt man über folgende Punkte übereingekommen: 


2) 


10 a = 
omotiven 


Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dien 
perſonal der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaſſen, 5955 Anordnung 
während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hinſichtlich des an die Cie 

hnverwaltung zu entrichtenden Fahrgeldes tritt, wie unter I., eine voll 


ba 
Gleichſtellung der gegenſeitigen Militairverwaltungen ein. 
A 5 Militaireffekten und ſo 


ls Fahrpreis für den Transport von Truppen, 
ſtigen Armeebedürfniſſen ſollen keine höheren, als die jewei 
Staatsbahnen geltenden Sätze zur Erhebung gelangen. 


Artikel 20. i n 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgele 


lig auf den Preußiſch 


t und 
9 8 die 


lung der darüber ausgefe 
nnen ſechs Wochen in 2 


Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten ea 
nterzeichnet und beſiegelt worden. ei 5 = 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Juli 1867. a 


(L. S.) Ludwig Auguſt Wilhelm Heiſe. 
(. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 
(L. S.) Hans von Könneritz. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizir 
ſikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


t worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 


1 


85 6789.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Auguſt 1867., betreffend die Verleihung NE 
2 Städte⸗Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge- 
meinde Jülich im Regierungsbezirk Aachen. s 


den Bericht vom 14. Auguſt d. J. will Ich der auf dem Provinzial⸗ 


. Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. | 
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x a 


: (Nr. 6790.) Allerhöchfter Erlaß 5 vom 29. Auguſt 1867., betreffend die Wahlen zum e 
5 „Hannoverſchen Provinziallandtage. „ BE: 


13 


Auf Ihren Bericht vom 28. d. M. neh Ich, daß die im F. 11. d 
Reglements über das Verfahren bei den ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 18 

(Geſetz⸗Samml. S. 213.) enthaltene, durch §. 9. Meiner Verordnung vom 22. d. M. 
auf die Wahlen zum Hannoverſchen Provinziallandtage ausgedehnte Beſtimmung, 
der zufolge die Wahlberechtigten mindeſtens vierzehn Tage vor dem Wahltermine 
u demſelben a ſind, für die bevorſtehenden Wahlen zum erſten Hannove 
Men Provinziallandtage außer Anwendung bleibe. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Schloß Babelsberg, den 29. Auguſt 1867. 1 
Wilhelm. 
8 Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


Berichtigung. 


Ign der Verordnung, betreffend die Einführung der Verordnung we 
einer Abgabe von Salz in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. 
zember 1866. der Preußiſchen va einverleibten Landestheilen vom 9. Augt 
1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1327.), iſt im $. 2. Z. 1. v. u. le 


ftatt: „des Herzogthums Schleswig’! 
zu leſen: des Herzogthums Holſtein. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


